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Überschrift, Beschlussvorschlag 
 
Bebauungsplan „Querumer Straße“, GL 50  
Stadtgebiet östlich der Querumer Straße 
 
Behandlung der Stellungnahmen, Satzungsbeschluss 
 
 
" 1. Die während der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB sowie der Behörden 

und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB eingegangenen Stellung-
nahmen sind entsprechend den Vorschlägen der Verwaltung gemäß den Anlagen Nr. 5 und 
Nr. 6 zu behandeln. 

  2. Der Bebauungsplan 'Querumer Straße', GL 50, wird in der während der Sitzung ausge-
hängten Fassung gemäß § 10 (1) BauGB als Satzung beschlossen. 

  3. Die zugehörige Begründung wird beschlossen." 
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Aufstellungsbeschluss und Planungsziel 
 
Am 13. März 2012 ist der Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan „Querumer Straße“, 
GL 50, gefasst worden. 
 
Das Plangebiet liegt östlich der Querumer Straße. Die im Geltungsbereich liegenden Flächen 
waren vor Aufstellung des Bebauungsplanes „Querumer Straße“, GL 50, in den Bebauungsplä-
nen GL 7 und GL 17 als öffentliche Verkehrsfläche festgesetzt und gewidmet und werden der-
zeit als Grünflächen genutzt. Der Geltungsbereich ist gegenüber dem Aufstellungsbeschluss 
reduziert worden. Um das vorrangige Planungsziel, die Errichtung einer Kindertagesstätte nicht 
zu verzögern, wurde das Planverfahren zunächst nur für einen räumlich und sachlich abtrenn-
baren Teilbereich weitergeführt und nun zum Abschluss gebracht. Im Anschluss ist beabsichtigt, 
die Planungen für die übrigen Bereiche fortzusetzen, sofern sich die Möglichkeit der Ansiedlung 
eines Nahversorgers nördlich der Paul-Jonas-Meier-Straße verfestigt. 
 
Aufgrund des Rechtsanspruches zum 1. August 2013 auf einen Betreuungsplatz für 1- bis unter 
3-Jährige wird bundesweit eine Versorgungsquote von 35 % bis zum Jahr 2013 angestrebt. 
Aufgrund der Nachfragesituation in Braunschweig hat der Rat am 13. Dezember 2011 be-
schlossen, dass bis 2014 eine Versorgungsquote von 40 % sicherzustellen ist. Im Rahmen des 
U3-Ausbauprogrammes 40 % bis 2014 wird u. a. im Stadtbezirk 112 „Wabe-Schunter-
Beberbach“ ein Standort für einen Kita-Neubau benötigt. Das Ergebnis der durchgeführten 
Standortsuche hat ergeben, dass der Standort östlich der Querumer Straße in Gliesmarode 
hierfür geeignet ist. Die Realisierung weiterer Kitas an zusätzlichen Standorten im Bereich Que-
rum/ Gliesmarode zu einem späteren Zeitpunkt wird hiermit nicht ausgeschlossen. 
 
Ziel des Bebauungsplanes war und ist es, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für den 
Bau einer Kindertagesstätte in Braunschweig-Gliesmarode zu schaffen. Die Größe des im Ei-
gentum der Stadt Braunschweig befindlichen Grundstückes ist ausreichend bemessen und die 
verkehrliche Anbindung sowohl durch motorisierten und nicht motorisierten Individualverkehr als 
auch den öffentlichen Personennahverkehr ist gewährleistet. Auch die zentrale Lage und somit 
die räumliche Nähe zur umgebenden Wohnbebauung erweist sich für die vorgesehene Nutzung 
als vorteilhaft. 
 
Im Rahmen des Aufstellungsverfahrens wurde zugleich die Möglichkeit der Ansiedlung eines 
Nahversorgungsmarktes nördlich der Paul-Jonas-Meier-Straße geprüft. Im Hinblick auf eine 
langfristige Sicherung der wohnortnahen Versorgung der Bevölkerung mit Gütern und Dienst-
leistungen des täglichen Bedarfes erscheint es einerseits sinnvoll, dem vorhandenen Einzel-
handelsstandort ein angemessenes Erweiterungspotenzial zuzuordnen, andererseits besteht 
aufgrund der für den Stadtbahnausbau vorgehaltenen Flächen an diesem Standort ein sehr 
beengtes Platzangebot. Im Zusammenhang mit der Planung des Nahversorgungsmarktes steht 
auch eine Verlegung eines Kinderspielplatzes auf die nördlich an das Gemeinbedarfsgrund-
stück grenzenden Flächen. Bezüglich der Planung des Einzelhandelsstandortes an der Ecke 
Querumer Straße/ Paul-Jonas-Meier-Straße besteht aus städtebaulichen Gesichtspunkten noch 
weiterer Klärungsbedarf, daher wurden die betroffenen Flächen aus dem Geltungsbereich he-
rausgenommen. Die Realisierung eines Nahversorgungsmarktes zu einem späteren Zeitpunkt 
wird hiermit nicht ausgeschlossen. 
 
Im Rahmen des Verfahrens ist der Erhalt des östlich an den Geltungsbereich angrenzenden 
Weges in Frage gestellt worden. Auch wenn der Straßenausbau zukünftig einen weiteren stra-
ßenbegleitenden Geh- und Radweg vorsieht, spricht für den Erhalt des seit Jahren bestehenden 
Weges, dass er bis zum Ausbau der Querumer Straße für die Allgemeinheit und darüber hinaus 
für die Erschließung der angrenzenden Grundstücke weiterhin erforderlich ist. Aus diesem 
Grund ist dieser Planbereich aus dem Geltungsbereich herausgenommen worden. Bis auf wei-
teres gelten hier die Bebauungspläne GL 7 und GL 17, in denen die Fläche als öffentliche Stra-
ßenverkehrsfläche festgesetzt ist. 
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Die Möglichkeit, innerhalb des erweiterten Plangebietes eine Wohnnutzung vorzusehen, wurde 
im Rahmen des Verfahrens ebenfalls geprüft. Sie ist jedoch aufgrund der verbleibenden Größe 
und Zuschnitte der potenziellen Grundstücke nördlich und südlich der Gemeinbedarfsfläche 
sowie des Verlaufes der vorhandenen Leitungstrassen für nicht umsetzbar befunden worden. 
 
Derzeit sind die Flächen in den Bebauungsplänen GL 7 und GL 17 als öffentliche Verkehrsflä-
chen festgesetzt und zudem straßenrechtlich gewidmet. Ursprüngliches Ziel der Festsetzung 
als öffentliche Straßenverkehrsflächen waren die Sicherung einer eigenen Stadtbahntrasse so-
wie der richtliniengemäße Ausbau der Querumer Straße mit ausreichend breiten Fahrbahnen, 
Geh- und Radwegen und Parkmöglichkeiten. Die derzeit in Arbeit befindliche Straßenausbau-
planung der Querumer Straße bleibt jedoch deutlich hinter den seinerzeit festgesetzten öffentli-
chen Verkehrsflächen zurück. Es ist dementsprechend beabsichtigt, die neu festgesetzte Ge-
meinbedarfsfläche straßenrechtlich zu entwidmen, und den Bereich östlich der Querumer Stra-
ße einer neuen städtebaulichen Ordnung zuzuführen. 
 
Die Planung berücksichtigt in der Flächenfestlegung einen Straßenausbauplan der Stadt 
Braunschweig, in dem eine Stadtbahntrasse im Falle des Ausbaues in diesem Bereich nicht auf 
eigenem Gleiskörper, sondern in der Fahrbahn vorgesehen ist. Die neu festgesetzte Straßen-
verkehrsfläche ist für den straßenbündigen Stadtbahnausbau ausreichend bemessen. Die Mög-
lichkeit eines Stadtbahnausbaues in Richtung Querum über die Querumer Straße bleibt dem 
Grunde nach auch weiterhin gegeben. Ein möglicher besonderer und damit nach dem Gemein-
deverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) förderfähiger Bahnkörper wird in seiner Länge jedoch 
deutlich einschränkt. Allerdings ließe sich ein besonderer Bahnkörper aufgrund der einge-
schränkten Flächenverfügbarkeit im weiter nördlichen Trassenverlauf ohnehin nicht verwirkli-
chen. 
 
Um die Errichtung einer Kindertagesstätte planungsrechtlich umsetzen zu können, ist die Auf-
stellung eines neuen Bebauungsplanes erforderlich.  
 
Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffen tlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB 
 
Diese Beteiligung wurde in der Zeit vom 10.7.2012 bis 10.8.2012 durchgeführt. 
 
Die Stellungnahmen sind in der Anlage Nr. 5 aufgeführt und mit einer Stellungnahme und einem 
Vorschlag der Verwaltung versehen. 
 
Die im Zusammenhang mit der geplanten Ansiedlung eines Nahversorgungsmarktes stehenden 
Flächen wurden nach diesem Beteiligungsverfahren aus dem Geltungsbereich herausgenom-
men. Stellungnahmen, die sich auf diese Flächen beziehen, bleiben daher unberücksichtigt. 
 
Erneute Beteiligung der Behörden und sonstiger Träg er öffentlicher Belange gemäß 
§ 4 a (3) BauGB 
 
Diese Beteiligung wurde in der Zeit vom 15.10.2012 bis 31.10.2012 durchgeführt. Grund war die 
Reduktion des Geltungsbereiches auf die Flächen für Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung 
"Kindertagesstätte". 
 
Es wurden keine Bedenken bezüglich der Planung vorgebracht. Der Inhalt der Stellungnahmen, 
die ausschließlich beinhalten, dass der Planung zugestimmt wird oder keine Bedenken beste-
hen, wird nicht wiedergegeben. 
 
Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB 
 
Am 13.11.2012 wurde die öffentliche Auslegung vom Verwaltungsausschuss beschlossen und 
in der Zeit vom 23.11.2012 bis 27.12.2012 durchgeführt. 
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Die Stellungnahmen sind in der Anlage Nr. 6 aufgeführt und mit einer Stellungnahme und einem 
Vorschlag der Verwaltung versehen. 
 
Änderungen des Bebauungsplanes sind nur in Form einer Korrektur der Begründung erforder-
lich. Es handelt sich hierbei um eine redaktionelle Änderung, die keine erneute öffentliche Aus-
legung des Bauleitplanes erfordert. 
 
Planänderungen nach dem Auslegungsbeschluss 
 
Nach Auslegungsbeschluss wurden Änderungen in den Planfestsetzungen sowie in der Be-
gründung erforderlich; diese Änderungen führen nicht zu einer erneuten Auslegung oder Betei-
ligung gemäß § 4a (3) BauGB. 
 

• In der Planzeichnung wurde die nord-westliche Grundstücksecke der Gemeinbedarfsflä-
che zum Satzungsbeschluss entsprechend der Straßenausbauplanung an den Verlauf 
des nördlich angrenzenden Geh- und Radweges angepasst. Hierdurch haben sich die 
festgesetzte Gemeinbedarfsfläche und der Geltungsbereich geringfügig verkleinert. Die 
Angaben sind in der Begründung entsprechend angepasst worden. Die von der Ände-
rung betroffenen Dienststellen hatten hiergegen keine Bedenken. 

• Zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundesimmissions-
schutzgesetzes ist eine Abschirmung mit einer Höhe von mindestens 76,0 m über NN 
festgesetzt. Dies entspricht einer Höhe von ca. 2,0 m über dem Straßenniveau der Que-
rumer Straße in ihrem derzeitigen Ausbauzustand. In der Begründung wurde die Angabe 
der Höhe der Abschirmmaßnahme daher von 8,0 m auf 2,0 m korrigiert. 

 
Beschleunigtes Verfahren 
 
Der Bebauungsplan dient einer Maßnahme der Innenentwicklung im Sinne von § 13 a BauGB. 
Das Planverfahren wird daher im beschleunigten Verfahren unter Anwendung der Vorschriften 
des vereinfachten Verfahrens gemäß § 13 BauGB durchgeführt.  
 
Empfehlung 
 
Die Verwaltung empfiehlt, die in den Anlagen Nr. 5 und Nr. 6 aufgeführten Stellungnahmen den 
Vorschlägen der Verwaltung entsprechend zu behandeln und den Bebauungsplan „Querumer 
Straße“, GL 50, als Satzung sowie die Begründung zu beschließen. 
 
Die Zuständigkeit des Rates ergibt sich aus § 58 Abs. 2 Nr. 2 NKomVG. 
 
Folgende Anlagen sind Bestandteil dieser Vorlage: 
 
Anlage 1: Übersichtskarte 
Anlage 2: Zeichnerische Festsetzungen mit Planzeichenerklärungen 
Anlage 3: Textliche Festsetzungen und Hinweise 
Anlage 4: Begründung 
Anlage 5: Behandlung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behörden gemäß 

§ 4 (2) BauGB 
Anlage 6: Behandlung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß 

§ 3 (2) BauGB 
 
I. V. 
 
gez. 
 
Leuer 
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Bebauungsplan 
„Querumer Straße“                                                                         GL 50 
Textliche Festsetzungen und Hinweise 
 
 
 


A Städtebau 


gemäß § 1 a und § 9 BauGB 


I Höhe baulicher Anlagen  


1. Als zulässige Höhe der baulichen Anlagen 
sind 82,0 m über NN festgesetzt.  
 


2. Die maximal zulässige Höhe der baulichen 
Anlagen darf ausnahmsweise von techni-
schen Anlagen wie z.B. Schornsteinen, Lüf-
tungsanlagen und konstruktiv bedingten 
Bauteilen überschritten werden, soweit die 
Überschreitung nicht mehr als 2,0 m beträgt, 
sich auf einen untergeordneten Teil der 
Grundfläche beschränkt und mindestens  
2,0 m von der Gebäudekante zurückbleibt. 


 


II Grünordnung 


1. Flächen für den Gemeinbedarf (Kinderta-
gesstätte) 
 


1.1 Baumerhalt 
Die auf den Flächen für Gemeinbedarf vor-
handenen Bäume sind bis zu ihrem natürli-
chen Abgang zu erhalten. Der Fällung eines 
Baumes kann ausnahmsweise zugestimmt 
werden, wenn im Rahmen eines Baugeneh-
migungsverfahrens dargelegt wird, dass der 
Erhalt des Baumes der zulässigen Nutzung 
der Grundstücksfläche wesentlich entgegen 
steht. Die Fällgenehmigung kann unter die 
Auflage einer Ersatzpflanzung gestellt wer-
den. 


 
1.2 Grundstücksbegrünung 


Je 250 m² Grundstücksfläche ist ein mindes-
tens mittelkroniger Laubbaum oder Obst-
baum zu pflanzen. Vorhandene Bäume sind 
hierauf anrechenbar. 


 
1.3 Stellplätze 


Zusätzlich zu der Grundstücksbegrünung 
gemäß II 1.2 ist auf Stellplatzanlagen je an-
gefangene sechs Stellplätze ein mindestens 
mittelkroniger Laubbaum zu pflanzen. Je 
Baum ist eine nachhaltig gegen Überfahren 
zu sichernde, begrünte Vegetationsfläche 
von  


 


in der Regel mindestens 2,0 m Breite und 
9,0 m² Fläche vorzusehen. Die Bäume sind 
als gliedernde Elemente in die Stellplatzan-
lage zu integrieren. Vorhandene Bäume im 
Bereich der Stellplatzanlage sind hierauf an-
rechenbar. 


 
1.4 Ausnahme 


Von den Festsetzungen zu Art und Umfang 
der Begrünung kann ausnahmsweise abge-
wichen werden, wenn über einen Freiflä-
chengestaltungsplan eine andere gleichwer-
tige Grüngestaltung nachgewiesen wird. 


 
2. Private und öffentliche Flächen 


 
Für die festgesetzten Anpflanzungen sind 
mindestens folgende Pflanzqualitäten zu 
verwenden: 
 
- Laubbäume: Hochstämme mit Mindest-


stammumfang 18 – 20 cm. 
- Obstbäume: Halb- oder Hochstämme 


mit Mindeststammumfang 10 – 12 cm. 
 


Die festgesetzten Anpflanzungen sind fach-
gerecht auszuführen, dauerhaft zu erhalten 
und bei Abgang gleichartig zu ersetzen. 
 
Auf den Flächen für Gemeinbedarf müssen 
die gemäß den textlichen Festsetzungen zur 
Begrünung vorzusehenden Grundstücksflä-
chen bis zur Ingebrauchnahme der bauli-
chen Anlagen ausgebaut sein. Sie sind spä-
testens in der nächstfolgenden Pflanzperio-
de gemäß den Festsetzungen abschließend 
zu begrünen. 
 
Die Anpflanzungen sind mit einer zweijähri-
gen Entwicklungspflege im Anschluss an die 
Fertigstellungspflege auszuführen. 
 


III Festsetzungen zum Schutz vor schädli-
chen Umwelteinwirkungen im Sinne des 
Bundesimmissionsschutzgesetzes 


1. Für Aufenthalts- und Büroräume sind passi-
ve Schallschutzmaßnahmen nach den Be-
stimmungen für die im Bebauungsplan fest-
gesetzten Lärmpegelbereiche gemäß DIN 
4109 „Schallschutz im Hochbau“ und gemäß 
VDI 2719 „Schalldämmung von Fenstern 
und deren Zusatzeinrichtungen“ durchzufüh-
ren. 
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2. Zum Schutz der Außenbereiche vor Ver-
kehrslärm ist in der Gemeinbedarfsfläche mit 
der Zweckbestimmung „Kindertagesstätte“ 
parallel und auf den Seiten bis zu einem 
Winkel von 90° zur Querumer Straße eine 
mind. 76,0 m über NN hohe Abschirmung zu 
errichten. 
 


3. Von der unter A.III 1 und A.III 2 genannten 
Festsetzung kann ganz oder teilweise abge-
sehen werden, wenn nachgewiesen wird, 
dass der erforderliche Schallschutz auf an-
dere Weise gewährleistet ist. 


IV Sonstige Festsetzungen 


1. Leitungsrecht 
 
Für die im zeichnerischen Teil festgesetzten  
Flächen wird ein Leitungsrecht zugunsten 
der Ver- und Entsorgungsträger festgesetzt.  


B Hinweise 


gemäß § 9 Abs. 6 BauGB 
 
1. Zur Umsetzung der textlichen Festsetzungen 


A.III „Festsetzungen zum Schutz gegen 
schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes“ sind 
folgende Grundlagen maßgeblich:  
 
- VDI-Richtlinie 2719 „Schalldämmung von 


Fenstern und deren Zusatzeinrichtun-
gen“, Herausgeber Deutsches Institut für 
Normung, Beuth-Verlag, Berlin,1987, 


- DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“, 
Herausgeber Deutsches Institut für Nor-
mung, Beuth-Verlag, Berlin, 1989. 


 
Diese Unterlagen können in der „Beratungs-
stelle Planen - Bauen - Umwelt“ der Stadt 
Braunschweig eingesehen werden. 


 
2. Das Plangebiet ist durch den Verkehr auf der 


Querumer Straße  lärmvorbelastet. 
 


3. Gewässerschutz 
Das Bauvorhaben liegt im Wasserschutzge-
biet Zone IIIa des Wasserwerks Bienroder 
Weg.  
 
Die Verordnung über die Festsetzung eines 
Wasserschutzgebietes für das Wasserwerk 
Bienroder Weg der Braunschweiger Versor-
gungs-AG vom 12. Oktober 1978 ist zu be-
achten. 
 


4. Freiflächenplan 
Zu jedem Bauantrag ist ein qualifizierter Frei-
flächenplan einzureichen. 
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1 Rechtsgrundlagen    - Stand:30.Januar 2013 - 
 


1.1 Baugesetzbuch (BauGB) 


in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert 
durch Art. 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509) 
 


1.2 Baunutzungsverordnung (BauNVO) 


in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 22. April 1993 (BGBl. I S. 466, 479) 
 


1.3 Planzeichenverordnung (PlanZV) 


in der Fassung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I 1991 S. 58), geändert 
durch Art. 2 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509) 
 


1.4 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 


in der Fassung vom 26. September 2002 (BGBl. I S. 3830, zuletzt geändert 
durch Art. 2 des Gesetzes vom 27. Juni 2012 (BGBl. I S. 1421) 


 
1.5 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 


in der Fassung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch 
Art. 7 des Gesetzes vom 21.Januar 2013 (BGBl. I S. 59) 
 


1.6 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 


in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), 
zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 21. Januar 2013 (BGBl. I 
S. 2730) 
 


1.7 Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz 
(NAGBNatSchG) 


in der Fassung vom 19. Februar 2010 (Nds. GVBl. S. 104) 
 


1.8 Niedersächsische Bauordnung (NBauO) 


in der Fassung vom 3. April 2012 (Nds. GVBI. S. 46) 
 


1.9 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) 


in der Fassung vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geän-
dert durch Art. 7 des Gesetzes vom 12. Dezember 2012 (Nds. GVBl. S. 589) 
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2 Bisherige Rechtsverhältnisse 
 


2.1 Regional- und Landesplanung 


Im Niedersächsischen Landesraumordungsprogramm 2008 (LROP) ist die 
Stadt Braunschweig - im oberzentralen Verbund mit den benachbarten Städ-
ten Wolfsburg und Salzgitter - als Oberzentrum der Region festgelegt.  
 
Der Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes wird im RROP 2008 nach-
richtlich als „vorhandener Siedlungsbereich“ dargestellt. In der zeichneri-
schen Darstellung des RROP werden für den Geltungsbereich keine beson-
deren Festlegungen getroffen.  
 
Damit stehen die geplanten Festsetzungen des Bebauungsplanes nicht im 
Widerspruch zu den Vorgaben des Regionalen Raumordnungsprogramms 
und sind im Sinne von § 1 Abs. 4 BauGB an die Ziele der Raumordnung an-
gepasst.  
 


2.2 Flächennutzungsplan  


Für den Geltungsbereich dieses Bebauungsplans gilt der Flächennutzungs-
plan der Stadt Braunschweig in der Form der, Neubekanntmachung vom 06. 
Oktober 2005.  
 
Der Flächennutzungsplan stellt in seiner derzeit geltenden Fassung für das 
Plangebiet „Wohnbauflächen“ mit einem Richtwert GFZ 0,6 für das allgemei-
ne Maß der baulichen Nutzung dar. Die Querumer Straße ist als Trasse für 
überörtlichen und örtlichen Hauptverkehrsstraßen mit einer Trasse für den 
örtlichen Schienenverkehr dargestellt. Südlich des Geltungsbereichs ist ein 
Zentrum für die Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen dargestellt. 
 
Die geplanten Festsetzungen des Bebauungsplanes können aus diesen Dar-
stellungen entwickelt werden. 
 


2.3 Bebauungspläne 


Die Flächen liegen in den Geltungsbereichen der rechtverbindlichen Be-
bauungspläne GL 7 von 1971 und GL 17 von 1970. Diese setzten die Flä-
chen als öffentliche Straßenverkehrs- und Parkplatzflächen fest. Mit dem Be-
bauungsplan GL 50 werden die Festsetzungen durch einen neuen Be-
bauungsplan überdeckt und treten außer Kraft. 
 


2.4 Straßenrechtliche Widmung 


Die im Geltungsbereich liegenden Flächen sind straßenrechtlich gewidmet. 
Für den Straßenausbau der Querumer Straße werden sie zukünftig nicht im 
vollen Umfang benötigt. Der Träger der Straßenbaulast beabsichtigt daher 
die straßenrechtliche Einziehung der im Bebauungsplan als Gemeinbedarfs-
fläche festzusetzenden Fläche. 
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3 Anlass und Ziel des Bebauungsplanes 
 
Das Plangebiet liegt östlich der Querumer Straße. Östlich wird es durch die 
vorhandene Wohnbebauung begrenzt. Die im Geltungsbereich liegenden 
Flächen dienen als Vorhalteflächen für den Straßenausbau der Querumer 
Straße und werden derzeit als Grünflächen genutzt. Der Geltungsbereich ist 
gegenüber dem Aufstellungsbeschluss reduziert worden. Um das vorrangige 
Planungsziel, die Errichtung einer Kindertagesstätte, nicht zu verzögern, soll 
das Planverfahren zunächst nur für einen räumlich und sachlich abtrennba-
ren Teilbereich weitergeführt werden.  
 
Aufgrund des Rechtsanspruchs zum 1. August 2013 auf einen Betreuungs-
platz für 1- bis unter 3-Jährige wird bundesweit eine Versorgungsquote von 
35 % bis zum Jahr 2013 angestrebt. Aufgrund der Nachfragesituation in 
Braunschweig hat der Rat am 13. Dezember 2011 beschlossen, dass bis 
2014 eine Versorgungsquote von 40 % sicherzustellen ist. Im Rahmen des 
U3-Ausbauprogramms 40 % bis 2014 wird u.a. im Stadtbezirk 112 „Wabe-
Schunter-Beberbach“ ein Standort für einen Kita-Neubau benötigt. Das Er-
gebnis der durchgeführten Standortsuche hat ergeben, dass der Standort 
östlich der Querumer Straße in Gliesmarode hierfür geeignet ist. Die Reali-
sierung weiterer Kitas an zusätzlichen Standorten im Bereich Querum / 
Gliesmarode zu einem späteren Zeitpunkt wird hiermit nicht ausgeschlossen.  
 
Ziel der Aufstellung des Bebauungsplanes GL 50 ist es, die planungsrechtli-
chen Voraussetzungen für den Bau einer Kindertagesstätte in Braunschweig 
Gliesmarode zu schaffen. Die Größe des im Eigentum der Stadt Braun-
schweig befindlichen Grundstückes ist ausreichend bemessen und die 
verkehrliche Anbindung sowohl durch motorisierten und nicht motorisierten 
Individualverkehr als auch den öffentlichen Personennahverkehr ist gewähr-
leistet. Auch die zentrale Lage und somit die räumliche Nähe zur umgeben-
den Wohnbebauung erweist sich für die vorgesehene Nutzung als vorteilhaft.   
 
Im Rahmen des Aufstellungsverfahrens wurde zugleich die Möglichkeit der 
Ansiedlung eines Nahversorgungsmarktes nördlich der Paul-Jonas-Meier-
Straße geprüft. Im Hinblick auf eine langfristige Sicherung der wohnortnahen 
Versorgung der Bevölkerung mit Gütern und Dienstleistungen des täglichen 
Bedarfs erscheint es einerseits sinnvoll, dem vorhandenen Einzelhandels-
standort ein angemessenes Erweiterungspotenzial zuzuordnen, andererseits 
besteht aufgrund der für den Stadtbahnausbau vorgehaltenen Flächen an 
diesem Standort ein sehr beengtes Platzangebot. Im Zusammenhang mit der 
Planung des Nahversorgungsmarktes steht auch eine Verlegung eines Kin-
derspielplatzes auf die nördlich an das Gemeinbedarfsgrundstück grenzen-
den Flächen. Bezüglich der Planung des Einzelhandelsstandortes an der 
Ecke Querumer Straße/Paul-Jonas-Meier-Straße besteht aus städtebauli-
chen Gesichtspunkten noch weiterer Klärungsbedarf. Die betroffenen Flä-
chen wurden daher aus dem Geltungsbereich herausgenommen. Die Reali-
sierung eines Nahversorgungsmarktes zu einem späteren Zeitpunkt wird 
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hiermit nicht ausgeschlossen. Es bietet sich jedoch an, den Bebauungsplan 
anhand einer konkreten Projektplanung fortzuführen. 
 
Im Rahmen des Verfahrens ist der Erhalt des östlich an den Geltungsbereich 
angrenzenden Weges in Frage gestellt worden. Auch wenn der Straßenaus-
bau zukünftig einen weiteren straßenbegleitenden Geh- und Radweg vor-
sieht, spricht für den Erhalt des seit Jahren bestehenden Weges, dass er bis 
zum Ausbau der Querumer Straße für die Allgemeinheit und darüber hinaus 
für die Erschließung der angrenzenden Grundstücke weiterhin erforderlich 
ist. Aus diesem Grund ist dieser Planbereich aus dem Geltungsbereich her-
ausgenommen worden. Bis auf Weiteres gelten hier die Bebauungspläne GL 
7 und GL 17, in denen die Fläche als Straßenverkehrsfläche festgesetzt ist. 


 
Die Möglichkeit, innerhalb des erweiterten Plangebiets eine Wohnnutzung 
vorzusehen, wurde im Rahmen des Verfahrens ebenfalls geprüft. Sie ist je-
doch aufgrund der verbleibenden Größe und Zuschnitte der potenziellen 
Grundstücke nördlich und südlich der Gemeinbedarfsfläche sowie des Ver-
laufs der vorhandenen Leitungstrassen nur unter erheblichen Aufwand um-
setzbar. 


 
Derzeit sind die Flächen in den Bebauungsplänen GL 7 und GL 17 als öffent-
liche Verkehrsflächen festgesetzt und zudem straßenrechtlich gewidmet. Ur-
sprüngliches Ziel der Festsetzung als öffentliche Straßenverkehrsflächen wa-
ren die Sicherung einer eigenen Stadtbahntrasse sowie der richtliniengemä-
ße Ausbau der Querumer Straße mit ausreichend breiten Fahrbahnen, Geh- 
und Radwegen und Parkmöglichkeiten. Die derzeit in Arbeit befindliche Stra-
ßenausbauplanung der Querumer Straße bleibt jedoch deutlich hinter den 
seinerzeit festgesetzten öffentlichen Verkehrsflächen zurück. Es ist dement-
sprechend beabsichtigt, die neu festgesetzte Gemeinbedarfsfläche straßen-
rechtlich zu entwidmen und den Bereich östlich der Querumer Straße einer 
neuen städtebaulichen Ordnung zuzuführen.  
 
Die Planung berücksichtigt in der Flächenfestlegung einen Straßenausbau-
plan der Stadt Braunschweig, in dem eine Stadtbahntrasse im Falle des 
Ausbaus in diesem Bereich nicht auf eigenem Gleiskörper, sondern in der 
Fahrbahn vorgesehen ist. Die neu festgesetzte Straßenverkehrsfläche ist für 
den straßenbündigen Stadtbahnausbau daher ausreichend bemessen. Die 
Möglichkeit eines Stadtbahnausbaus in Richtung Querum über die Querumer 
Straße bleibt auch weiterhin gegeben. Ein möglicher besonderer und damit 
nach dem GVFG förderfähiger Bahnkörper wird in seiner Länge jedoch deut-
lich einschränkt. 
 
Um die Errichtung einer Kindertagesstätte planungsrechtlich umsetzen zu 
können, ist die Aufstellung eines neuen Bebauungsplanes erforderlich.  


 
Am 13. März 2012 erfolgte der Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan 
„Querumer Straße“, GL 50. 
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Die Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange ge-
mäß § 4 (2) BauGB und sonstiger Stellen wurde in der Zeit vom 10. Juli bis 
zum 10. August 2012 durchgeführt. 
 
Durch die o. g Verkleinerung des Geltungsbereichs sind einige Behörden und 
sonstige Träger öffentlicher Belange und sonstige Stellen in ihren Belangen 
betroffen. Die Grundzüge der Planung werden jedoch nicht berührt. Die be-
troffenen Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange und sonstige 
Stellen werden parallel zur öffentlichen Auslegung gemäß § 4a Abs. 3 
BauGB erneut beteiligt. 
 
 


4 Beschleunigtes Verfahren gemäß § 13 a BauGB 
 
Der Bebauungsplan wird als Bebauungsplan der Innenentwicklung im be-
schleunigten Verfahren gemäß § 13 a BauGB aufgestellt. Es handelt sich um 
eine Maßnahme der Nachverdichtung. Die zulässige Grundfläche im Sinne 
von § 19 Abs. 4 BauNVO wird bei einer Größe des Geltungsbereichs von ca. 
4.000 m² nicht überschritten. Auch bei Fortsetzung der Planungen innerhalb 
des ursprünglichen Geltungsbereichs beträgt die Fläche mit 15.011 m² weni-
ger als 20.000 m². Andere Bebauungspläne, die in einem engen sachlichen, 
räumlichen und zeitlichen Zusammenhang aufgestellt werden, liegen nicht 
vor. Vorhaben, die der Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung unterliegen, werden durch den Bebauungsplan nicht ermöglicht. An-
haltspunkte für die Beeinträchtigung von FFH- oder Vogelschutzgebieten 
sind nicht erkennbar. Die Voraussetzungen für die Anwendung des be-
schleunigten Verfahrens sind somit erfüllt. 
 
Im Verfahren nach § 13 a BauGB wird eine Umweltprüfung nicht durchge-
führt und ein Umweltbericht nicht erstellt. Naturschutzfachliche Eingriffe, die 
auf Grund des Bebauungsplans zu erwarten sind, gelten im Sinne der Ein-
griffsregelung als vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. 
Ein naturschutzfachlicher Eingriffsausgleich ist somit nicht erforderlich, eine 
Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung wird nicht vorgenommen. 
 
 


5 Behandlung der Umweltbelange  
 
Die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB und nach  
§ 1 a Abs. 3 BauGB und die abwägungsrelevanten Umweltauswirkungen, die 
sich durch die Planung ergeben, werden mit ihren entsprechenden Wirkungs-
feldern betrachtet und bewertet:  


 
Lärm 
 
Das Plangebiet ist durch den Verkehrslärm der Querumer Straße vorbelastet. 
Der Verkehrslärm der Berliner Heerstraße hingegen hat keinen relevanten 
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Einfluss auf das Plangebiet. Weitere Lärmquellen befinden sich nicht im Ein-
wirkungsbereich des Plangebiets. 
 
Im Rahmen der Planung sind die o.g. Verkehrslärmimmissionen, die sich 
unmittelbar auf das Plangebiet auswirken, zu berücksichtigen. Maßgebliche 
Beurteilungsgrundlage für die Planung ist die DIN 18005 „Schallschutz im 
Städtebau“, mit ihren dazugehörigen Orientierungswerten (ORW) gemäß 
Beiblatt 1 der DIN 18005 für allgemeine Wohngebiete von 55 dB(A) tags und 
40 dB(A) nachts. 
 
Die Einstufung der Schutzwürdigkeit im Plangebiet für die Gemeinbedarfsflä-
che mit der Zweckbestimmung „Kindertagesstätte“ wurde als allgemeines 
Wohngebiet vorgenommen. 
 
Straßenverkehrslärm 
 
In Bezug auf die Ermittlung des Straßenverkehrslärms wurden die Verkehrs-
belastungen für das Prognosejahr 2020 im Werktagsverkehr zugrunde ge-
legt. Aufgrund der Nutzungsart des Plangebiets (Kindertagesstätte) ist zur 
Beurteilung der Lärmbelastung nur die Tagzeit (06.00 bis 22.00 Uhr) rele-
vant. 
 
Durch den Straßenverkehr der Querumer Straße wird im Plangebiet der 
maßgebliche Orientierungswert der DIN 18005 für die Tagzeit von 55 dB(A) 
überschritten. Unmittelbar an der Querumer Straße werden nach fachlicher 
Einschätzung der unteren Immissionsschutzbehörde dabei Lärmimmissionen 
von bis zu 71 dB(A) tags erreicht. Die Belastungen nehmen jedoch mit zu-
nehmender Entfernung zur Straße ab, so dass an der östlichen Grenze des 
Plangebiets in Höhe der Gemeinbedarfsfläche die Lärmimmissionen nur 
noch bei 57 dB(A) liegen wird. 
 
Von dem Plangebiet selbst gehen keine relevanten Lärmemissionen aus. 
Die geplante Kindertagesstätte gehört gemäß der Baunutzungsverordnung 
wie auch der TA Lärm zu den Anlagen für soziale Zwecke. Mit dem am 
28. Juli 2011 in Kraft getretenen „Gesetz zur Privilegierung von Kinderlärm“ 
wurde der § 22  des Bundesimmissionsschutzgesetzes geändert. Damit sind 
Geräuscheinwirkungen, die von Kindertageseinrichtungen, Kinderspielplät-
zen und ähnlichen Einrichtungen durch Kinder hervorgerufen werden, im Re-
gelfall keine „schädlichen Umwelteinwirkungen“. Bei der Beurteilung der Ge-
räuscheinwirkungen dürfen Immissionsgrenz- und -richtwerte nicht herange-
zogen werden. Die Lärmemissionen sind somit als „sozialadäquat“ zu beur-
teilen und damit hinzunehmen. 


 
Boden/Altlasten  
 
Im Geltungsbereich liegen keine Altlasten oder Altlastenverdachtsflächen 
vor.  
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Zur Minimierung der Eingriffe in das Schutzgut Boden/Grundwasser ist die 
Versiegelung/Überbauung insgesamt auf das notwendige Maß zu beschrän-
ken. 
 
Klima/Luft  
 
Die Flächen im Geltungsbereich werden im Klimagutachten (Steinicke und 
Streifeneder 2011) als Parkklima ausgewiesen. Die Flächen bieten als Kalt-
luftentstehungsgebiet eine hohe Ausgleichsfunktion für die umgebende Be-
bauung. Maßnahmen der Nachverdichtung auf Inselfreiflächen in weitgehend 
versiegelten Bereichen sind aus stadtklimatischer Sicht  kritisch zu beurtei-
len. Versiegelungsbereiche sind auf das unbedingt notwendige Maß zu be-
schränken. 
 
Gewässerschutz 
 
Das Bauvorhaben liegt im Wasserschutzgebiet Zone IIIa des Wasserwerks 
Bienroder Weg.  
 
Die Verordnung über die Festsetzung eines Wasserschutzgebietes für das 
Wasserwerk Bienroder Weg der Braunschweiger Versorgungs-AG vom 12. 
Oktober 1978 ist zu beachten. 


 
Naturschutz/Naturhaushalt/ Ortsbild  
 
Im räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Querumer Straße“, 
GL 50, und seinem engeren Umfeld sind keine naturschutzrechtlich ge-
schützten oder schützenswerten Gebiete oder Objekte vorhanden. Gleich-
wohl übernehmen die unversiegelten Flächen (Rasen) mit ihrem Baumbe-
stand verschiedene ökologische Funktionen im Siedlungsgefüge. Besonders 
hervorzuheben ist dabei die bioklimatische Wohlfahrtswirkung, die jedoch 
aufgrund der geringen Größe der Flächen lokal begrenzt ist. Darüber hinaus 
ist der Baumbestand prägend für das Ortsbild. Im Sinne des Vermeidungs- 
und Minimierungsgebotes ist daher in der Planung auf den Erhalt bzw. die 
Neuanlage von Vegetationsflächen mit Gehölzbeständen besonders einzu-
gehen. 
 
Der vorhandene Gehölzbestand ist dazu zu erfassen und zu bewerten. Es 
handelt sich um neun Ulmen, die die überplante Rasenfläche im Süden und 
Westen säumen, und eine Gruppe aus fünf Zedern, die im südlichen Bereich 
mittig auf der Rasenfläche stehen. Die Bäume sind alle noch relativ jung. Im 
Zusammenhang mit der zukünftigen Nutzung ist die Inanspruchnahme des 
Baumbestandes soweit wie möglich zu vermeiden. Im Einzelfall ist auch die 
Umpflanzung vitaler Einzelbäume zu prüfen.  
 
Die Baumstandorte sind so auszubilden, dass die Bäume sich dauerhaft und 
frei entwickeln können (Vermeidung von Rückschnitterfordernissen).  
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Mensch/Erholung  
 
Die begrünten Freiflächen mit ihrem Baumbestand dienen in ihrer derzeitigen 
Ausprägung der wohnortnahen Erholung. 
 
Weitere Schutzgüter 
 
Durch die Planung werden keine erheblichen Auswirkungen auf weitere 
Schutzgüter vorbereitet. 
 
 


6 Begründung der Festsetzungen 
 


6.1 Städtebauliches Konzept 


Mit dem Bebauungsplan „Querumer Straße", GL 50, sollen die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen für einen Neubau einer Kindertagesstätte öst-
lich der Querumer Straße geschaffen werden.  
 
Die im Geltungsbereich liegenden Flächen werden für den Straßenausbau 
der Querumer Straße zukünftig nicht im vollen Umfang benötigt. Die Stra-
ßenverkehrsfläche kann daher gegenüber der bisherigen planungsrechtli-
chen Festsetzung deutlich reduziert werden.  
 
Im Plangebiet ist entsprechend dem Planungsziel der Bau einer Kinderta-
gesstätte vorgesehen. Als Art der Nutzung ist eine Fläche für den Gemein-
bedarf der Zweckbestimmung Kindertagesstätte festgesetzt. Die Gesamtan-
lage wird von der Querumer Straße über die südlich angrenzende Stellplatz-
fläche erschlossen. Frei- und Spielflächen sollen auf der straßenabgewand-
ten Seite angeordnet werden, um sie vor Verkehrsimmissionen zu schützen.  


 
Durch den geplanten Ausbau der Querumer Straße und die bereits vorhan-
denen Fuß- und Radwege ist das Plangebiet gut an das örtliche Verkehrs-
netz angebunden.  
 
Parallel zum Bebauungsplanverfahren wurde seitens der Nibelungen-
Wohnbau-GmbH Braunschweig ein Architektenwettbewerb zum Bau der Kin-
dertagesstätte durchgeführt. Der auf Grundlage des Wettbewerbsergebnis-
ses erarbeitete Gebäudeentwurf passt sich in die planungsrechtlichen Grund-
lagen ein. 
 


6.2 Art der baulichen Nutzung 


Zur planungsrechtlichen Sicherung der vorgesehenen Errichtung einer Kin-
dertageseinrichtung wird eine Fläche für Gemeinbedarf mit der Zweckbe-
stimmung „Kindertagesstätte“ festgesetzt. 
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6.3 Maß der baulichen Nutzung 


6.3.1 Grundflächenzahl 
 
Für die Gemeinbedarfsfläche  wird eine Grundflächenzahl von 0,4 festge-
setzt. Diese entspricht einer der angestrebten Nutzung angemessenen bauli-
chen Ausnutzungsmöglichkeit des Grundstücks und sichert den Verbleib von 
ausreichend groß bemessenen Frei- und Spielflächen. 


6.3.2 Höhen baulicher Anlagen 


 
Die maximale Höhenfestsetzung von 82,0 m über NN erfolgt zum Schutz der 
angrenzenden Wohnbebauung. Das entspricht einer Höhe von ca. 8,0 m 
über dem Straßenniveau der Querumer Straße in ihrem derzeitigen Ausbau-
zustand. Damit wird sichergestellt, dass das Gebäude nicht unangemessen 
hoch erscheint und gleichzeitig die erforderliche Raumhöhe für die ge-
wünschte Nutzung gewährleistet ist.  


 
6.4 Öffentliche Verkehrsflächen 


Das Plangebiet liegt verkehrsgünstig unmittelbar an der Querumer Straße. 
Die Festsetzung als öffentliche Straßenverkehrsfläche sichert den geplanten 
Ausbau der Querumer Straße mit ausreichend breiten Fahrbahnen, Geh- und 
Radwegen, parallel zur Fahrtrichtung stehenden öffentliche KFZ-Stellplätzen 
sowie die Erneuerung der  Bushaltestelle „Efeuweg“. Weiterhin sind Flächen 
für einen eventuellen späteren Ausbau der Stadtbahntrasse vorgehalten.  
 
Eine Verpflanzung der im Bereich der Verkehrsflächen vorhandenen Bäume 
(Ulmen) ist beabsichtigt. Hierüber wird abschließend zum Zeitpunkt des 
Straßenausbaus in Abhängigkeit von der jeweiligen Vitalität der Bäume ent-
schieden. 


6.4.1 Motorisierter Individualverkehr, MIV 
 


Die Erschließung der Kindertagesstätte erfolgt von der Querumer Straße aus 
über die südlich angrenzende Stellplatzfläche. Die für den Mitarbeiter- und 
den Besucherverkehr erforderlichen Stellplätze sind auf der Gemeinbedarfs-
fläche unterzubringen. 


6.4.2 Öffentlicher Personennahverkehr, ÖPNV 


 
Das Plangebiet ist mit den Buslinien 433 und 443 der Braunschweiger-
Verkehrs-AG und deren Haltestelle „Efeuweg“  an der Querumer Straße, die 
im Rahmen der Straßenausbauplanung erneuert werden soll, durch den 
ÖPNV gut erschlossen. Zudem verkehrt an der Berliner Straße, Haltestelle 
„Querumer Straße“ in ca. 350 m Entfernung die Stadtbahn Linie M3. 
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6.4.3 Fuß- und Radverkehr 
 
Die Kindertagesstätte ist durch die vorhandenen Fuß- und Radwege gut in 
das bestehende Wegenetz eingebunden. Ein weiterer Fuß- und Radweg ist 
mit dem Ausbau der Querumer Straße auf der dem Plangebiet zugewandten 
Seite vorgesehen.  


6.4.4 Bereiche ohne Ein- und  Ausfahrten 
 


Aus verkehrstechnischer Sicht sind Einmündungen in die Querumer Straße 
und Querungen der nach Ausbau der Stadtbahn dort verlaufenden Gleiskör-
per auf ein Mindestmaß zu begrenzen.  
 
Um einen ungehinderten Verkehrsfluss entlang der Querumer Straße zu ge-
währleisten und unter dem Aspekt der Verkehrssicherheit sind Ein- und Aus-
fahrten auf der westlichen Seite der Gemeinbedarfsfläche ausgeschlossen. 
Die Gemeinbedarfsfläche kann über die südlich angrenzende öffentliche 
Verkehrsfläche erschlossen werden. 
 


6.5 Grünordnung 


Auf dem Gelände der Kindertagesstätte wird mit den Festsetzungen zum 
Baumerhalt dem Vermeidungs- und Minimierungsgebot in geeigneter Weise 
Rechnung getragen. Die vorhandenen und zu erhaltenden Bäume sind auf 
die sonstige Grundstücksbegrünung anrechenbar. Darüber hinaus ist eine 
eigene Grüngestaltung für die Stellplatzanlage vorzusehen, um diese gestal-
terisch in ihr räumliches Umfeld einzubinden.  
 
Durch die Beschränkung der baulichen Ausnutzung auf die Grundflächenzahl 
0,4 wird auf den Gemeinbedarfsflächen eine Mindestgröße der Freiflächen 
gesichert. In Verbindung mit den Festsetzungen zum Erhalt und zum An-
pflanzen von Bäumen wird so dauerhaft eine quantitative und qualitative 
Grünausstattung gesichert, die ökologischen, gestalterischen und funktiona-
len Zielen folgt.  
 
Die Umsetzung der grünordnerischen Festsetzungen ist im Genehmigungs-
verfahren in einem qualifizierten Freiflächenplan darzulegen. Um ggf. flexibel 
auf zzt. nicht absehbare Erfordernisse reagieren zu können, sehen die Fest-
setzungen eine Öffnungsklausel vor, über die im begründeten Einzelfall und 
bei Nachweis einer anderen gleichwertigen Grüngestaltung Ausnahmen von 
den Festsetzungen zugelassen werden können.  
 
Die im Ausbaubereich der Querumer Straße vorhandenen Bäume können 
bei Baurealisierung nicht an ihren Standorten verbleiben. Für diese Bäume 
sind daher zu gegebener Zeit die Voraussetzungen für eine Verpflanzung auf 
Flächen im näheren Umfeld zu prüfen. Über Anpflanzungen von Bäumen auf 
öffentlichen Verkehrsflächen wird abschließend im Straßenausbauplan ent-
schieden. 
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Die Vorgaben zur Mindestgröße für Baumscheiben im Bereich der Stellplatz-
anlagen und Verkehrsflächen ist erforderlich, um dauerhaft geeignete Stand-
ortbedingungen für die Gehölze zu sichern. Durch die für die Anpflanzungen 
zu verwendenden Pflanzqualitäten in Verbindung mit der zeitlichen Bindung 
für die Herstellung der Begrünung soll eine zu große zeitliche Spanne zwi-
schen Vollzug der Bebauung bzw. des Straßenausbaus und Erreichen der 
angestrebten gestalterischen und ökologischen Wirkung der Begrünung ver-
hindert werden.  
 
Alle festgesetzten Anpflanzungen sind fachgerecht auszuführen und dauer-
haft zu erhalten. Abgängige Bäume sind im Rahmen der festgesetzten Min-
destausstattung der Flächen mit Bäumen durch Nachpflanzungen zu erset-
zen.  


 
6.6 Festsetzungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne 


des Bundesimmissionsschutzgesetzes 


6.6.1 Verkehrslärm – Ausweisung von Lärmpegelbereichen (LPB) 


 
Das Plangebiet ist entlang der Querumer Straße erheblich durch Verkehrs-
lärmimmissionen vorbelastet. Dies entspricht dem innerörtlichen Standort 
des Gebietes. 
 
Um die vorhandene Geräuschimmissionsbelastung im Plangebiet kenntlich 
zu machen, wurden Lärmpegelbereiche gemäß DIN 4109 ermittelt. Innerhalb 
des Plangebietes sind maßgebliche Außenlärmpegel von 60 dB(A) bis 
74 dB(A) ermittelt worden. Diese ergeben sich im vorliegenden Fall lediglich 
aus den gemäß DIN 4109 um 3 dB erhöhten Verkehrslärmimmissionen. Im 
Plangebiet ist aufgrund der Nutzungsart nur die Tagzeit relevant, somit wer-
den nach DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“ im Plangebiet Lärmpegelbe-
reiche (LPB) II bis IV in den Festsetzungen aufgeführt und gekennzeichnet. 
Aus den Lärmpegelbereichen resultieren die erforderlichen Bauschalldämm-
Maße (R’w, res) zur Sicherstellung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
innerhalb von Gebäuden. Diese sind je nach Gebäudenutzung unterschied-
lich, so wird z.B. zwischen Wohn-/ Schlafräumen und Unterrichts-/ und Ar-
beitsräume differenziert. Entsprechend sind bei der Errichtung von Gebäu-
den mit schutzwürdigen Räumen (hier: Büro- und Unterrichtsräume) die Au-
ßenbauteile gemäß den Anforderungen der im Bebauungsplan festgesetzten 
Lärmpegelbereiche auszubilden. 
 
Die festgesetzte Gemeinbedarfsfläche liegt in den Lärmpegelbereichen II und 
III. Somit sind gemäß DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“ sowie gemäß 
VDI 2719 „Schalldämmung von Fenstern und deren Zusatzeinrichtungen“ für 
die Lärmpegelbereiche II bis III besondere bauliche Maßnahmen des passi-
ven Schallschutzes zu treffen. Eine sinnvolle Gebäudeanordnung und/ oder 
Raumorientierung kann dazu führen, dass der maßgebliche Außenlärmpegel 
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derart verringert wird, dass sich die besonderen baulichen Maßnahmen des 
passiven Schallschutzes auf ein Minimum reduzieren. 
 
Der Nachweis zu eingehaltenen Schalldämmmaßen ist mittels geeigneter 
nachvollziehbarer Bauvorlagen zugehörig zum Bauantrag/ zur Bauanzeige 
zu erbringen bzw. der Bauaufsichtsbehörde vorzulegen. 
 
Schutzwürdige Außenbereiche (hier: Frei- und Spielflächen der Gemeinbe-
darfsfläche) müssen entsprechend so angeordnet werden, dass die Einhal-
tung der Orientierungswerte gewährleistet ist. Um dies sicherzustellen, wurde 
für die relevanten Seiten der Frei- und Spielflächen der Gemeinbedarfsfläche 
eine Abschirmung mit einer Höhe von mindestens 76,0 m über NN festge-
setzt. Das entspricht einer Höhe von ca. 2,0 m über dem Straßenniveau der 
Querumer Straße in ihrem derzeitigen Ausbauzustand. Bei der Abschirmung 
kann es sich um eine sinnvolle Gebäudeanordnung handeln, so dass die 
Außenbereiche auf der der Querumer Straße abgewandten Seite des Ge-
bäudes im direkten Schallschatten liegen und/ oder um Wände oder Neben-
gebäude. 
 
Sollte von der festgesetzten Abschirmung abgewichen werden, ist ein rech-
nerischer Nachweis zur Einhaltung der Orientierungswerte auf der Grundlage 
der schalltechnischen Rechenvorschrift RLS-90 „Richtlinie für den Lärm-
schutz an Straßen“ unter Berücksichtigung der vorgenommen Lärmminde-
rungsmaßnahmen vorzulegen. 
 
Relevante Lärmemissionen aus dem Plangebiet, die im Sinne des Bundes-
immissionsschutzgesetzes negativ auf die Umgebung einwirken können, lie-
gen nicht vor, so dass für das Plangebiet keine einschränkenden Festset-
zungen vorgenommen werden mussten (s.a. Nr. 5). 


 
6.7 Sonstige Festsetzungen 


6.7.1 Leitungsrechte 
 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind die vorhandenen Leitungs-
trassen mit Leitungsrechten zugunsten der Ver- und Entsorgungsträger zu 
sichern.  
 
Bei einer Überbauung der Trassen müssen Lastabtragung und Explosions-
schutz durch entsprechende statische Dimensionierung der Bauteile sicher-
gestellt werden. Eine Zuwegung der Schächte muss zwecks Unterhaltung 
gewährleistet werden. 


 
 


7 Gesamtabwägung 
 
Mit dem Bebauungsplan „Querumer Straße", GL 50, der als Bebauungsplan 
der Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB 
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aufgestellt wird, sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für den 
Neubau einer Kindertagesstätte östlich der Querumer Straße geschaffen 
werden. Dafür sind die für den Straßenausbau nicht benötigten Flächen städ-
tebaulich neu zu ordnen. Der Geltungsbereich wurde gegenüber dem Auf-
stellungsbeschluss reduziert. Um das vorrangige Planungsziel nicht zu ver-
zögern, soll das Planverfahren zunächst nur für einen räumlich und sachlich 
abtrennbaren Teilbereich weitergeführt werden. 


 
Die Planung reagiert auf den gesetzlich vorgesehenen Ausbau der Be-
treuungsplätze für unter Dreijährige. Der Kita-Neubau erfolgt im Rahmen des 
U3-Ausbauprogramms 40 % bis 2014. Aufgrund der zentralen Lage und der 
guten verkehrlichen Erschließung erweist sich der Standort für die vorgese-
hene Nutzung als vorteilhaft. Den Beeinträchtigungen durch Schallimmissio-
nen aus Verkehrslärm der Querumer Straße kann durch geeignete Maßnah-
men der Stellung baulicher Anlagen und Grundrissorganisation begegnet 
werden. Durch Festsetzungen zur Beschränkung der baulichen Ausnutzung 
der Gemeinbedarfsfläche, sowie zum Erhalt und zum Anpflanzen von Bäu-
men, wird zudem eine ausreichende, quantitative und qualitative Grünaus-
stattung gesichert. 


 
Aus den genannten Gründen ist in der Gesamtabwägung die vorgesehene 
Planung mit einer nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung, den sozialen, 
wirtschaftlichen und umweltschützenden Anforderungen auch in Verantwor-
tung gegenüber künftigen Generationen vereinbar und gewährleistet eine 
dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozialgerechte Bodennutzung. Insbe-
sondere sind die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Ar-
beitsverhältnisse, die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, die Eigentumsbil-
dung, die sozialen Bedürfnisse der Bevölkerung, die Fortentwicklung vorhan-
dener Ortsteile sowie die Belange des Umweltschutzes im Rahmen der Pla-
nung miteinander gerecht abgewogen worden.  
 


 
8 Zusammenstellung wesentlicher Daten 


 
8.1 Plangebiet insgesamt      0,38 ha         100,00 % 


Gemeinbedarfsfläche   0,25  ha           66,00 % 
 
Verkehrsflächen   0,13  ha  34,00 % 
 
 


9 Wesentliche Auswirkungen des Bebauungsplanes 
 
9.1 Kosten und Finanzierung 


Straßenausbau: Durch die Festsetzung entstehen keine zusätzlichen Kosten 
für den Straßenausbau, da dieser bereits auf rechtlicher Grundlage der Be-
bauungspläne GL 7 und GL17 erfolgte. 
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10 Bodenordnende und sonstige Maßnahmen, für die der Bebauungsplan 
die Grundlage bilden soll 
 
Bodenordnende Maßnahmen nach §§ 45 ff BauGB sind für den Bebauungs-
plan nicht erforderlich. 


 
 


11 Außer Kraft tretende Bebauungspläne, Beseitigung des Rechtsscheines 
unwirksamer Pläne 
 
Der vorliegende Bebauungsplan GL 50 erfasst mit seinem Geltungsbereich 
Teilflächen der bestehenden, rechtskräftigen Bebauungspläne GL 7 und 
GL17. Die Festsetzungen dieser Bebauungspläne werden mit Rechtskraft 
des Bebauungsplanes GL 50 überplant und treten damit außer Kraft.   








 
 Anlage Nr.5  
 Stand: 09.01.2013 
 
 
 
 


Bebauungsplan  
 
„Querumer Straße“ GL 50 
Behandlung der Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange, der Gemeinden sowie sonstiger Stellen 
 
Beteiligung gemäß § 4 (2) BauGB vom 10.07.2012. bis 10.08.2012 
Die im Zusammenhang mit der geplanten Ansiedlung eines Nahversorgungsmarktes 
stehenden Flächen wurden nach diesem Beteiligungsverfahren aus dem Geltungsbe-
reich herausgenommen. Stellungnahmen sich auf diese Flächen beziehen, bleiben da-
her unberücksichtigt.  
Stellungnahmen, die ausschließlich beinhalten, dass der Planung zugestimmt wird 
oder keine Bedenken bestehen, werden nicht wiedergegeben. 
 
Stellungnahme Nr. 1 
Schreiben der Braunschweiger Ver-
kehrs-AG, Am Hauptgüterbahnhof 28, 
38126 Braunschweig  
vom 27.07.2012 


Stellungnahme der Verwaltung 


Die Braunschweiger Verkehrs AG ist im 
Rahmen der Beteiligung Träger öffentli-
cher Belange zur Stellungnahme zu o.g. 
B-Plan aufgefordert worden.  
Wir bitten um Berücksichtigung folgender 
Anmerkungen zur Planung: 
Der B-Plan berücksichtigt in der Flächen-
festlegung einen Straßenausbauplan der 
Stadt Braunschweig, in dem eine Stadt-
bahntrasse auf straßenbündigem Bahn-
körper vorgesehen ist.  
Wir bestätigen die grundsätzliche techni-
sche Machbarkeit dieser Planung. 
Somit wäre eine Stadtbahnerschließung 
in Richtung Querum über die Querumer 
Straße dem Grunde nach auch weiterhin 
gegeben.  
 Wir weisen an dieser Stelle darauf hin, 
dass straßenbündige Bahnkörper nach 
dem GVFG nicht förderfähig sind. 
Da der hier vorliegenden B-Plan einen 
möglichen besonderen und damit förder-
fähigen Bahnkörper in der Querumer 
Straße in seiner Länge deutlich ein-
schränkt, wird die Finanzierung einer 
künftigen Stadtbahntrasse erschwert.  


Der Hinweis wurde zur Kenntnis genom-
men. 


 Vorschlag der Verwaltung: 
Eine Änderung oder Ergänzung des Be-
bauungsplanes ist nicht erforderlich. 
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Stellungnahme Nr. 2 
Schreiben von BS|Energy, Tauben-
straße 7, 38106 Braunschweig 
vom 31.07.2012 


Stellungnahme der Verwaltung 


Anbei erhalten sie einen Lageplan mit 
unseren Planungsabsichten für den von 
Ihnen abgefragten Bereich (östlich der 
Querumer Straße und nördlich der Paul-
Jonas-Meier-Straße), mit der Bitte um 
Berücksichtigung. 
Wir beabsichtigen den Bau eines Wär-
menetzes, dabei werden wir unsere 
Trassenführung Ihren Planungen für die-
ses Gebiet anpassen. 
Die Bauausführung ist für 2013 vorgese-
hen. Die Wärmeversorgung soll zur Heiz-
periode 2013/14 in Betrieb genommen 
werden. 


Der Hinweis wird zu Kenntnis genom-
men. 
Eine Kopie der Stellungnahme sowie der 
Anlagen wurde zur entsprechenden Be-
rücksichtigung und Koordination an die 
zuständige Dienststelle (Referat 0600) 
weitergegeben. 
 


 Vorschlag der Verwaltung: 
Eine Änderung oder Ergänzung des Be-
bauungsplanes ist nicht erforderlich. 
 


Stellungnahme Nr. 3 
Schreiben von BS|Netz, Taubenstraße 
7, 38106 Braunschweig 
vom 09.08.2012 


 
 


Zum Bebauungsplan GL 50 „Querumer 
Straße“, nehmen wir gemäß § 4(2) 
BauGB wie folgt Stellung: 
 
Stromversorgung: 
Im Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes befinden sich Stromversorgungslei-
tungen. Diese Leitungen sind zu sichern. 
Der Schutzstreifen der Mittelspannungs-
kabel beträgt 4,00 m und für die Nieder-
spannungskabel 2,00 m. 
Sollte eine Umlegung der Stromversor-
gungsleitungen aufgrund der Bebauung 
notwendig werden, hat der Vorhabenträ-
ger die Kosten der Kabelsicherung zu 
tragen. 
Über die Erschließung der Kindertages-
stätte und des Nahversorgungsmarktes 
notwendigen Leitungen/Leitungsräume 
kann erst dann eine detaillierte Auskunft 
erteilt werden, wenn konkrete Angaben 
über Art und Umfang der Nutzung vorlie-
gen. 
 
Gas- und Wasserversorgung: 
Im Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes befinden sich eine Mitteldruck-


Die Hinweise werden zu Kenntnis ge-
nommen. 
 
Eine Kopie der Stellungnahme sowie der 
Anlagen wurde zur entsprechenden Be-
rücksichtigung und Koordination an die 
zuständige Dienststelle (Referat 0600) 
weitergegeben. 
 
Da der Geltungsbereich verkleinert wur-
de, liegen die Leitungstrassen nunmehr 
außerhalb des Geltungsbereichs.  
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gasversorgung und eine Wasserversor-
gungsleitung. Für diese sind Geh-,Fahr- 
und Leitungsrechte im Bereich der nicht 
öffentlichen Flächen vorzusehen und eine 
Überbauung, sowie Überpflanzung der 
Trasse ist auszuschließen. Im Geltungs-
bereich befinden sich Hausanschlüsse 
der Gewerke Gas und Wasser diese sind 
zu sichern. 
 
Betriebstelefon: 
Im Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes GL 50 befinden sich Versorgungsein-
richtungen der Braunschweiger Versor-
gungsAG. Der Planung einer Baumreihe 
entlang der östlichen Grenze im Gel-
tungsbereich können wir nicht zustim-
men, da diese auf der Fernmeldetrasse 
geplant ist. Diese Betriebsmittel sind zu-
gänglich zu halten, nicht zu überbauen 
oder mit tiefwurzelnden Gehölzen zu be-
pflanzen. 
 
Planungsabsichten bestehen z. Z. nicht. 
 Vorschlag der Verwaltung: 


Eine Änderung oder Ergänzung des Be-
bauungsplanes ist nicht erforderlich. 
 


Stellungnahme Nr. 4 
Schreiben der Deutschen Telekom 
Netzproduktion GmbH, Friedrich-
Seele-Straße 7, 38122 Braunschweig 
vom 18.07.2012 


 


Die Telekom Deutschland GmbH (nach-
folgend Telekom genannt) – als Netzei-
gentümerin und Netzberechtigte i. S. v. § 
68 Abs. 1 TKG – hat die Deutsche Tele-
kom Netzproduktion GmbH beauftragt 
und bevollmächtigt, alle Rechte und 
Pflichten der Wegesicherung wahrzu-
nehmen sowie alle Planverfahren dritter 
entgegenzunehmen und dementspre-
chend die erforderlichen Stellungnahmen 
abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen 
wir wie folgt Stellung: 
 
Bitte beachten Sie den Verlauf unserer 
Trassen entlang der Grenzbereiche des 
Bebauungsplanes damit diese nicht be-
schädigt werden. Diese Trassen sind 
sehr umfangreich und können nicht ver-
legt werden, da sie aus zahlreichen 
Rohrpaketen bestehen und konzentriert 


Die Hinweise werden zu Kenntnis ge-
nommen. 
 
Eine Kopie der Stellungnahme sowie der 
Anlagen wurde zur entsprechenden Be-
rücksichtigung und Koordination an die 
zuständige Dienststelle (Referat 0600) 
weitergegeben. 
 
Da der Geltungsbereich verkleinert wur-
de, liegen die Leitungstrassen nunmehr 
außerhalb des Geltungsbereichs.  







- 4 - 
 


in die ganz in der Nähe befindliche Be-
triebsstelle ihren Anschluss finden.  
Bitte beachten Sie unbedingt unsere An-
lage! 
Die Kabelschutzanweisung der Telekom 
Deutschland GmbH ist zu beachten !! 
 
Für Bebauungen gilt allgemein: 
Wir machen darauf aufmerksam, dass 
aus wirtschaftlichen Gründen eine Ver-
sorgung des Gebietes mit Telekommuni-
kationsinfrastruktur in unterirdischer 
Bauweise nur bei Ausnutzung aller Vor-
teile einer koordinierten Erschließung 
sowie einer ausreichenden Planungssi-
cherheit möglich ist. Das kann bedeuten, 
dass der Ausbau Der TK-Linie im Plan-
gebiet aus wirtschaftlichen Gründen in 
oberirdischer Bauweise erfolgt. 
 
Wir bitten sicherzustellen, dass  


 
 für den Ausbau des Telekommuni-


kationsliniennetzes im Erschlie-
ßungsgebiet die ungehinderte, un-
entgeltliche und kostenfreie Nut-
zung der künftigen Verkehrswege 
möglich ist, 


 der Erschließungsträger verpflich-
tet wird, vom jeweils dinglich Be-
rechtigten der Grundstücke zur 
Herstellung der Hauszuführungen 
einen Grundstücks-
Nutzungsvertrag gemäß § 45 a 
Telekommunikationsgesetz (TKG) 
einzuholen und der Deutschen Te-
lekom Netzproduktion GmbH aus-
zuhändigen,  


 der Erschließungsträger verpflich-
tet wird, rechtzeitig verlässliche 
Angaben zum Zeitpunkt der Be-
bauung der Grundstücke sowie 
der Dimensionierung und Nutzung 
der Gebäude zu liefern,  


 der Erschließungsträger verpflich-
tet wird, in Abstimmung mit uns im 
erforderlichen Umfang Flächen für 
die Aufstellung von oberirdischen 
Schaltgehäusen auf privaten 
Grundstücken zur Verfügung zu 
stellen und diese durch Eintrag ei-
ner beschränkten persönlichen 
Dienstbarkeit zu Gunsten der Te-
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lekom Deutschland GmbH, Sitz 
Bonn, im Grundbuch kostenlos zu 
sichern.  


 eine rechtzeitige und einvernehm-
liche Abstimmung der Lage und 
der Dimensionierung der Leitungs-
zonen vorgenommen wird und ei-
ne Koordinierung der Tiefbaumaß-
nahmen für Straßenbau und Lei-
tungsbau durch den Erschlie-
ßungsträger erfolgt, 


 die geplanten Verkehrswege in 
Lage und Verlauf nicht mehr ver-
ändert werden. 


 Dass auf Privatwegen (Eigentü-
merwegen) ein Leitungsrecht zu-
gunsten der Deutschen Telekom 
AG als zu belastende Fläche fest-
zusetzen entsprechend § 9 (1) Zif-
fer 21 BauGB eingeräumt wird, 


 
Die Deutsche Telekom orientiert sich 
beim Ausbau ihrer Festnetzstruktur unter 
anderem an den technischen Entwicklun-
gen und Erfordernissen. Insgesamt wer-
den Investitionen nach wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten geplant. Der Ausbau 
der Deutschen Telekom erfolgt nur 
dann, wenn dies aus wirtschaftlicher 
Sicht sinnvoll erscheint. 
 
Das bedeutet aber auch, dass die Deut-
sche Telekom da, wo bereits eine Infra-
struktur eines alternativen Anbieters be-
steht oder geplant ist, nicht automatisch 
eine zusätzliche eigene Infrastruktur 
errichtet. 
 
Für den rechtzeitigen Ausbau des Tele-
kommunikationsnetzes sowie die Koordi-
nierung mit dem Straßenbau und den 
Baumaßnahmen der anderen Leitungs-
träger ist es notwendig, dass Beginn und 
Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im 
Bebauungsplangebiet der Deutschen 
Telekom Netzproduktion GmbH so früh 
wie möglich, mindestens 4 Monate vor 
Baubeginn, schriftlich angezeigt werden. 
 Vorschlag der Verwaltung: 


Eine Änderung oder Ergänzung des Be-
bauungsplanes ist nicht erforderlich. 
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Zur Stellungnahme Nr. 4 
Schreiben der Deutschen Telekom 
Netzproduktion GmbH, Friedrich-
Seele-Straße 7, 38122 Braunschweig 
vom 19.07.2012 


 


Ergänzend zu unserer Stellungnahme 
vom 18.7.12 zu denen im Plangebiet be-
findlichen Leitungen möchten wir anmer-
ken, dass beidseitig unserer vorhande-
nen Trassen ein Schutzabstand von 1,0 
Meter notwendig ist und die Trassen 
auch nicht überbaut werden dürfen. Des-
weiteren dürfen die Trassen nicht be-
pflanzt werden. 
 
Die Leitungspakete können wegen ihrer 
Größe nicht verlegt werden. 
 
Bei arbeiten ist unbedingt auf die  Kabel-
schutzanweisung der Telekom Deutsch-
land zu beachten. 
 
Bei Unklarheiten des Trassenverlaufs ist 
vom Verursacher eine Suchschachtung 
durchzuführen. 


Die Hinweise werden zu Kenntnis ge-
nommen. 
 
Eine Kopie der Stellungnahme sowie der 
Anlagen wurde zur entsprechenden Be-
rücksichtigung und Koordination an die 
zuständige Dienststelle (Referat 0600) 
weitergegeben. 
 
Da der Geltungsbereich verkleinert wur-
de, liegen die Leitungstrassen nunmehr 
außerhalb des Geltungsbereichs. 


 Vorschlag der Verwaltung: 
Eine Änderung oder Ergänzung des Be-
bauungsplanes ist nicht erforderlich. 
 


Stellungnahme Nr. 5 
Schreiben der Stadtentwässerung 
Braunschweig GmbH, Steinweg 26, 
38100 Braunschweig 
vom 27.07.2012 


 


Im Nutzungsbeispiel des Bebauungs-
plans GL50 ist geplant, eine neue Kinder-
tagesstätte auf bzw. nahe an den vor-
handenen Entwässerungskanaltrassen 
anzuordnen. Damit werden öffentliche 
Entwässerungsleitungen durch Gebäude 
überbaut. Dies kann nicht befürwortet 
werden. 
 
Im Weiteren ist, wenn auch statistisch 
nahezu unwahrscheinlich, eine Explosi-
onsgefahr von Entwässerungskanälen 
gegeben. Für eventuell dann eintretende 
Personenschäden wird und kann keine 
Haftung übernommen werden. 
Der Herstellung einer Kindertagesstätte 
an dieser Stelle wird daher nur stattgege-
ben, wenn ein Umbau des vorhandenen 
Kanalnetzes erfolgt und die dafür entste-


Im Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes sind für die vorhandenen Leitungs-
trassen bereits Leitungsrechte zugunsten 
der Ver- und Entsorgungsträger gesichert 
worden. 
 
Seitens der SE|BS ist einer Leitungs-
überbauung unter bestimmten Voraus-
setzungen zugestimmt worden. Siehe 
hierzu Stellungnahme vom 02.10.2012 
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henden Kosten von der Stadt Braun-
schweig getragen werden. 
 
Die angrenzende Querumer Straße ist 
mittelfristig im Kanalerneuerungspro-
gramm erhalten. Die SE/BS schlägt vor, 
die Trassenführung zur Umgehung der 
KITA im Zuge der Neugestaltung der 
Querumer Straße mit durchzuführen. Als 
grobes Kostenfenster sind Kosten für die 
Umverlegung der Schmutzwasser- und 
Regenwasserkanäle in Höhe von ca. 
100.000 € einzuplanen. 
Im Übrigen wird dem Bebauungsplan aus 
entwässerungstechnischer Sicht zuge-
stimmt. 
 Vorschlag der Verwaltung: 


Die Stellungnahme wird nicht berücksich-
tigt. 
 


Zur Stellungnahme Nr. 5 
Schreiben der Stadtentwässerung 
Braunschweig GmbH, Steinweg 26, 
38100 Braunschweig 
Vom 02.10.2012 


 


Eine Überbauung der vorhandenen öf-
fentlichen Entwässerungskanäle wird 
notwendig, um die Umsetzung des Kita-
Neubaus im vorgesehenen Zeitrahmen 
zu erreichen. 
Die Grundstücksfläche und die Konzepti-
on der Kindertagesstätte sind durch den 
Entwurfsverfasser eingehend betrachtet 
worden, es ist die Ausnutzung der 
Grundstücksfläche nur möglich, wenn 
Teile des Kita-Gebäudes über der vor-
handenen Kanaltrasse DN 200/ DN 600 
errichtet werden. 
Die SE|BS wird dieser Überbauung unter 
folgenden Voraussetzungen zustimmen: 


 Sämtliche Kosten, die der SE|BS 
durch dieses Projekt zusätzlich 
entstehen, sind vom Träger der 
Baumaßnahme zu übernehmen. 


 Schäden (gleich welcher Art), die 
vom Kanalnetz an der Überbauung 
und seiner Nutzer verursacht wer-
den, gehen nicht zur Lasten der 
„Entwässerung“. 


 Die Kanäle dürfen durch die Bau-
maßnahme nicht beschädigt wer-
den; eine Beweissicherung vor- 


Die SE|BS hat sich mit dem Träger der 
Baumaßnahme (Nibelungen Wohnungs-
baugesellschaft) bezüglich der Leitungs-
überbauung unter den genannten Vo-
raussetzungen abgestimmt.  
 
Ein Hinweis, dass bei einer Überbauung 
der Trassen Lastabtragung und Explosi-
onsschutz durch entsprechende statische 
Dimensionierung der Bauteile sicherge-
stellt werden müssen und eine Zuwegung 
der Schächte zwecks Unterhaltung ge-
währleistet werden muss, ist in die Be-
gründung aufgenommen worden. 
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und nach Bauausführung ist erfor-
derlich. 


 Haltungsschächte, die auf dem Ki-
ta-Gelände liegen, müssen für die 
Kanalunterhaltung der SE|BS er-
reichbar sein. Hier sind Zufahrten 
der anzufahrenden Schächte in 
Abstimmung mit der SE|BS einzu-
planen, siehe Anlage. 


Der Planung wird damit zugestimmt, die 
Haltungen DN 200 Stz (1-50115 nach 1-
26857) und DN 600 B (2-18824 nach 2-
18835) dürfen durch Gebäude überbaut 
werden. 
 Vorschlag der Verwaltung: 


Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 
 


Stellungnahme Nr. 6 
Schreiben des Einzelhandelsverban-
des Harz-Heide e. V., Jasperallee 7, 
38102 Braunschweig 
Vom 10.08.2012 


 


In der vorbezeichneten Angelegenheit 
nehmen wir Bezug auf Ihr Schreiben vom 
10.07.2012 mit dem Sie uns Kenntnis von 
der Absicht der Stadt Braunschweig ge-
mäß § 4 Abs. 2 BauGB gegeben haben, 
für das o. a. Stadtgebiet einen Be-
bauungsplan aufzustellen. Im Hinblick auf 
die mit dem besagten Schreiben übermit-
telten und dort spezifizierten Unterlagen 
dürfen wir wie folgt Stellung nehmen: 
 
Soweit in der Begründung zum Be-
bauungsplan (Stand 09.07.2012) als An-
lass und Ziel des Bebauungsplans auf 
Seite 4 beschrieben ist, dass mit dem 
Bebauungsplan u. a. die Ansiedlung ei-
nes Nahversorgungsmarktes im südli-
chen Planbereich ermöglicht werden soll, 
weil aufgrund des begrenzten Platzange-
botes von derzeit weniger als 400 m² 
Verkaufsfläche der vorhandene Lebens-
mittelmarkt als latent im Bestand gefähr-
det angesehen werden müsse, und die 
Überplanung möglich sei, da das Einzel-
handelskonzept der Stadt Braunschweig 
den unmittelbar angrenzenden Einzel-
handelsstandort Gliesmarode, Paul-
Jonas-Meier-Straße in die Kategorie 6 
einstufe und ihm damit die Funktion eines 
zentralen Nahversorgungsstützpunktes 
zuweise, bestehen keine diesseitigen 


Das Sondergebiet „Einzelhandel“ wurde 
aus dem Geltungsbereich herausge-
nommen. Die Realisierung eines Nahver-
sorgungsmarktes zu einem späteren 
Zeitpunkt wird hiermit nicht ausgeschlos-
sen. 
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Bedenken hinsichtlich der Festsetzung 
eines wie in den kartografischen Planun-
terlagen dargestellten Sondergebiets 
„Einzelhandel“ im südlichen Plangebiet, 
soweit die Vorgaben des 
Zentrenkonzepts Einzelhandel sowie des 
dieses ergänzenden Standortkonzepts 
Zentrale Versorgungsbereiche eingehal-
ten werden und in toto für das Plangebiet 
eine Verkaufsfläche von maximal 900 m² 
und ein Verkaufsflächenanteil des Le-
bensmittelsortiments von mindestens 70 
% der Verkaufsfläche ausgewiesen wer-
den. 
 Vorschlag der Verwaltung: 


Eine Änderung oder Ergänzung des Be-
bauungsplanes ist nicht erforderlich. 
 


Stellungnahme Nr. 7 
Schreiben des Stadtteil-
Heimtapflegers in BS-Gliesmarode, 
Hans-Jürgen Möhle, Friedrich-
Voigtländer-Str. 23a, 38104 Braun-
schweig 
vom 05.08.2012 


 


Aus heimatpflegerischer Sicht gibt es 
zum Bebauungsplan grundsätzlich keine 
Einwände. 
Wünschenswert ist aber auf jeden Fall, 
wie auch vorgesehen, der Erhalt des 
Nahversorgers im angestammten Be-
reich. 
Die durchgängige Weiterführung eines 
vernünftigen Fuß- und Radweges zur 
Bevenroder Str. ist erforderlich. 


Die Hinweise werden zu Kenntnis ge-
nommen. 
Das Sondergebiet „Einzelhandel“ wurde 
aus dem Geltungsbereich herausge-
nommen. Die Realisierung eines Nahver-
sorgungsmarktes zu einem späteren 
Zeitpunkt wird hiermit nicht ausgeschlos-
sen. 


 Vorschlag der Verwaltung: 
Eine Änderung oder Ergänzung des Be-
bauungsplanes ist nicht erforderlich. 
 


 








 
 Anlage Nr. 6 
 Stand: 09.01.2013 
 
 
 
 


Bebauungsplan  
 
„Querumer Straße“ GL 50 
Behandlung der Stellungnahmen der Öffentlichkeit 
 
Beteiligung gemäß § 3 (2) BauGB vom 23.11.2012 bis 27.12.2012 
Stellungnahmen, die ausschließlich beinhalten, dass der Planung zugestimmt wird 
oder keine Bedenken bestehen, werden nicht wiedergegeben. 
 
Stellungnahme Nr. 1 
vom: 13.12.2012 


Stellungnahme der Verwaltung 


Hiermit gebe ich gemäß § 3 BauGB fol-
gende Stellungnahme zum Bebauungs-
plan "Querumer Straße", GL 5 ab, wie er 
unter 
http://www.braunschweig.de/politik_verw
altung/bekanntmachungen/akt_bplaene/g
l50-oeffentl-auslegung.html 
ausgelegt wird: 
 
Unter I.1 der textlichen Festsetzungen 
heißt es: 
Als zulässige Höhe der baulichen Anla-
gen sind 82,0 m über NN festgesetzt. 
 
Unter III.2 der textlichen Festsetzungen 
heißt es: 
2. Zum Schutz der Außenbereiche vor 
Verkehrslärm ist in der Gemeinbedarfs-
fläche mit der Zweckbestimmung 
,,Kindertagesstätte" parallel und auf den 
Seiten bis zu einem Winkel von 90° zur 
Querumer Straße eine mind. 76,0 m über 
NN hohe Abschirmung zu errichten. 
 
Auf Seite 10 der Begründung heißt es: 
Die maximale Höhenfestsetzung von 82,0 
m über NN erfolgt zum Schutz  der an-
grenzenden Wohnbebauung. Das ent-
spricht einer Höhe von ca. 8,0 m über 
dem Straßenniveau der Querumer Straße 
in ihrem derzeitigen Ausbauzustand. 
 
Auf Seite 13 der Begründung heißt es: 
Um dies sicherzustellen, wurde für die 
relevanten Seiten der Frei- und Spielflä-
chen der Gemeinbedarfsfläche eine Ab-
schirmmaßnahme mit einer Höhe von 


Die in den textlichen Festsetzungen an-
gegebenen Höhenangaben über NN sind 
korrekt. Dabei entspricht die mit 76,0 m 
über NN festgesetzte Abschirmmaßnah-
me einer Höhe von ca. 2,0 m über dem 
Straßenniveau der Querumer Straße in 
ihrem derzeitigen Ausbauzustand. In der 
Begründung wurde die fehlerhafte Anga-
be der Höhe über dem Straßenniveau 
korrigiert.  
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mindestens 76,0 m über NN festgesetzt. 
Das entspricht einer Höhe von ca. 8,0 m 
über dem Straßenniveau der Querumer 
Straße in ihrem derzeitigen Ausbauzu-
stand. 
 
Gemäß der Begründung liegt das Stra-
ßenniveau der Querumer Straße in ihrem 
derzeitigen Ausbauzustand sowohl bei 
74,0 m über NN als auch bei 68,0 m über 
NN. Die Begründung ist offenbar fehler-
haft. 
 
Da mir das Niveau der Querumer Straße 
nicht bekannt ist, erhebe ich sicherheits-
halber außerdem Einwände gegen die 
Festsetzung von Schallschutzmaßnah-
men, die höher als 4m über die Gelände-
oberfläche hinausragen. Falls diese nicht 
als Baukörper sondern als übliche 
Schallschutzwand realisiert werden, wür-
den sie das Stadtbild dort deutlich negativ 
prägen. Außerdem bezweifle ich die Not-
wendigkeit einer derart hohen Schall-
schutzmaßnahme. 
 
 Vorschlag der Verwaltung: 


Die Stellungnahme wurde berücksichtigt. 
Es handelt sich hierbei um redaktionelle 
Änderungen, die keine erneute öffentliche 
Auslegung des Bebauungsplans erfor-
dert. 


 
 
 




















